
www.akeuropa.eu 

Rechtstreuepaket, COM(2017) 257

August 2017 

AK Positionspapier

www.akeuropa.eu


www.akeuropa.eu	 Rechtstreuepaket, COM(2017) 257	 2

Die Bundesarbeitskammer ist die ge-
setzliche Interessenvertretung von 
rund 3,6 Millionen ArbeitnehmerIn-
nen und KonsumentInnen in Österre-
ich. Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts- und 
verbraucherpolitischen Angelegen-
heiten auf nationaler als auch auf der 
Brüsseler EU-Ebene. Darüber hinaus 
ist die Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft. 
Die BAK ist im EU-Transparenzregister 
unter der Nummer 23869471911-54 
registriert.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel wurde 
1991 errichtet, um die Interessen aller 
Mitglieder der Bundesarbeitskammer 
gegenüber den Europäischen Institu-
tionen vor Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation von neun 
Arbeiterkammern auf Bundesländere-
bene, die gemeinsam den gesetzlichen 
Auftrag haben, die Interessen ihrer Mit-
glieder zu vertreten. 

Rudi Kaske
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben beraten die 
Arbeiterkammern ihre Mitglieder unter 
anderem in Fragen des Arbeitsrechts, 
des Konsumentenschutzes, in Sozial- 
und Bildungsangelegenheiten. Mehr 
als drei Viertel der rund 2 Millionen 
Beratungen jährlich betreffen arbeits-, 
sozial- und insolvenzrechtliche Frages-
tellungen. Darüber hinaus nimmt die 
Bundesarbeitskammer im Rahmen von 
legislativen Begutachtungsverfahren 
die Aufgabe wahr, die Positionen der 
ArbeitnehmerInnen und der Konsu-
mentInnen gegenüber dem Gesetzge-
ber in Österreich als auch auf  EU-Ebene 
einzubringen. 

Alle österreichischen ArbeitnehmerIn-
nen sind per Gesetz Mitglied der Ar-
beiterkammern. Die Mitgliedsbeiträge 
sind gesetzlich geregelt und betragen 
0,5 Prozent des Bruttoeinkommens 
(maximal bis zur Höchstbemessungs-
grundlage in der Sozialversicherung). 
816.000 (ua Arbeitslose, Eltern in Ka-
renz, Präsenz- und Zivildiener) der rund 
3,6 Millionen Mitglieder sind von der 
Zahlung des Mitgliedsbeitrages befreit, 
haben aber Anspruch auf das volle AK-
Leistungsangebot!

Christoph Klein
Direktor

Wir über uns
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Kurzzusammenfassung
Der Rechtsvorschlag der Europäischen 
Kommission zur Festlegung der Bedin-
gungen und des Verfahrens für Aus-
kunftsersuchen der Kommission an Un-
ternehmen und deren Vereinigungen in 
Bezug auf den Binnenmarkt und damit 
verbundene Bereiche wird von der BAK 
begrüßt.

Für die Kommission und die Mitglied-
staaten ist es bei grenzüberschreiten-
den Sachverhalten oft nicht möglich 
die nötigen Informationen zu erhalten, 
die notwendig sind um beurteilen zu 
können, ob die Regeln des EU-Binnen-
markts eingehalten werden. Die Kom-
mission macht daher den Vorschlag 
das Instrument des Auskunftsersu-
chens an Unternehmen und Unterneh-
mensverbände einzuführen. Es soll erst 
dann zum Einsatz kommen, wenn alle 
anderen Möglichkeiten Informationen 
zu erhalten nicht erfolgreich waren. 
Kompetenzrechtliche Bedenken gibt es 
daher nicht. 

Informationen werden von der Kom-
mission, wie es beispielsweise im Wett-
bewerbsrecht bereits üblich ist, vertrau-
lich behandelt. Ein Zusatzaufwand für 
die Unternehmen oder deren Verbände 
wird nicht verursacht, denn diese müs-
sen nur über die ihnen zur Verfügung 
stehenden Informationen Auskunft ge-
ben. Die Kommission verpflichtet sich 
darüber hinaus, keine Auskunftsersu-
chen an Kleinstunternehmen zu richten.

Die Verordnung kann auch hinsichtlich 
der Einhaltung von beschäftigungs- 
und verbraucherpolitisch relevanten 
Rechtsnormen am Binnenmarkt einge-
setzt werden. An dieser Stelle sieht die 

BAK jedoch noch Verbesserungsbedarf 
und fordert die Kommission auf, expli-
zit hervorzuheben, dass die Verord-
nung beispielsweise auch bei Fällen 
von Lohn- und Sozialdumping, etwa 
aufgrund der Nichteinhaltung der Be-
stimmungen der Entsende-Richtlinie, 
zur Anwendung kommt. 
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Die BAK begrüßt den Verordnungsvor-
schlag, der das Ziel hat, die Einhaltung 
der EU-Rechtsnormen am Binnenmarkt 
besser überprüfen zu können. Zudem 
soll damit die Transparenz am Gemein-
samen Markt der EU erhöht werden. 

Wie schwierig es ist, im Bedarfsfall auf 
Informationen von Unternehmen und 
deren Vereinigungen zuzugreifen, zei-
gen schon die Probleme mit Auskunfts-
ersuchen auf innerstaatlicher Ebene: 
In Österreich hat sich immer wieder 
gezeigt, dass die Bereitschaft einzelner 
Unternehmensvereinigungen gering ist, 
Auskünfte beispielsweise im Lehrlings-
bereich zu geben. 

Auf EU-Ebene kann es noch erheblich 
komplizierter sein, zu den nötigen Da-
ten zu gelangen: Es geht vor allem um 
grenzüberschreitende Sachverhalte, bei 
denen einzelne Mitgliedstaaten keine 
bzw keine vollständigen Informationen 
von den Unternehmen und deren Ver-
bänden einholen können.

Zum Beispiel im Bereich des Verbrauche-
rInnenschutzes könnte es der Rechtsvor-
schlag erheblich erleichtern festzustel-
len, ob ein so genanntes Geoblocking 
vorliegt, also Preisdifferenzen aufgrund 
des Wohnsitzes der KonsumentInnen 
bestehen. 

Aus ArbeitnehmerInnensicht hervorzu-
heben ist darüber hinaus die Möglich-
keit, Lohn- und Sozialdumping im grenz-
überschreitenden Dienstleistungsver-
kehr besser bekämpfen zu können. Be-
sonders anzuführen ist dabei die oft sehr 
problematische Situation im Bausektor 
und im Straßengüterverkehr.

Zu einzelnen Bestimmungen im Ver-
ordnungsentwurf

Der in Artikel 2 angeführte Anwen-
dungsbereich des Vorschlags ist weit 
gefasst. Das liegt jedoch daran, dass in 
allen Binnenmarktbereichen Auskunfts-
ersuchen möglich sein sollen. Neben 
dem im Artikel 26 Absatz 2 AEUV de-
finierten Binnenmarkt sind auch der 
Verkehr, die Energie und die Umwelt 
Teil des Binnenmarktes. Die Einholung 
von Informationen muss daher auch für 
diesen Bereich möglich sein. 

Laut Artikel 4 kann die Kommission 
Auskünfte von Unternehmen oder Un-
ternehmensvereinigungen anfordern, 
wenn das Erreichen eines wichtigen 
politischen Ziels der Union durch eine 
erhebliche Schwierigkeit bei der An-
wendung des Unionsrechts gefährdet 
zu werden droht. Die BAK macht in die-
sem Zusammenhang darauf aufmerk-
sam, dass die Einhaltung von arbeits- 
und sozialrechtlichen Standards sowie 
von Bestimmungen im KonsumentIn-
nenschutz zu den genannten wichtigen 
politischen Zielen der EU zählen. Dies 
betrifft zB die Bestimmungen der Ent-
sende-Richtlinie oder die Verordnung 
zu den Lenk- und Ruhezeiten im Stra-
ßenverkehr. Aus der Sicht der BAK soll-
ten die Einsatzmöglichkeiten des neuen 
Instruments stärker herausgestrichen 
werden.

Die Kommission erwähnt im Rechts-
vorschlag wiederholt, dass sie das Bin-
nenmarkt-Informationstool lediglich als 
„letztes Mittel“ einsetzen möchte. Das 
wäre zB dann der Fall, wenn es nicht 
möglich war, über andere Maßnahmen 

Die Position der AK im Einzelnen
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an die erforderlichen Informationen zu 
gelangen. Artikel 5 der Verordnung legt 
dabei die Bedingungen fest, die erfüllt 
sein müssen, bevor die Kommission ein 
Auskunftsersuchen stellen kann. Dem-
nach muss die Kommission eigens ei-
nen Beschluss über ein derartiges Ersu-
chen fassen. Darin enthalten sein muss 
eine Beschreibung über die erhebliche 
Schwierigkeit (grenzüberschreitender 
Natur) an die Informationen zu gelan-
gen, warum die Auskünfte erforderlich 
und warum andere Mittel unzureichend 
bzw ungeeignet für die Beschaffung der 
Informationen sind. Die BAK begrüßt 
die Einschränkung, dass dieses Instru-
ment nur als letztes Mittel zum Einsatz 
kommen soll. 

Kompetenzrechtliche Bedenken gibt es 
aus Sicht der BAK nicht, weil die Kom-
mission erst tätig wird, wenn die Mit-
gliedstaaten die nötigen Informationen 
nicht einholen können. 

Darüber hinaus müssen Unternehmen 
und Unternehmensvereinigungen laut 
Artikel 5 Absatz 3 nur über die ihnen 
zur Verfügung stehenden Informatio-
nen Auskunft geben. Die Kommission 
trägt dem Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit bei kleinen und mittleren Unter-
nehmen gebührend Rechnung. Kleinst-
unternehmen (das sind neun von zehn 
KMUs in Europa) sind zudem gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 vom Auskunftsersu-
chen ausgenommen. Damit hält sich 
auch der Bürokratieaufwand in sehr 
engen Grenzen.

Eingeholte vertrauliche Daten müssen 
jedenfalls vertraulich behandelt wer-
den. Informationen können laut Artikel 
8 nur dann offengelegt werden, wenn 
es nicht möglich ist einzelne Unterneh-
men oder Unternehmensvereinigungen 
zu identifizieren, wenn der Auskunftge-
bende seine vorherige Zustimmung ge-

geben hat oder wenn die Offenlegung 
notwendig ist, um einen Verstoß gegen 
EU-Recht zu belegen. In den Artikeln 16 
und 17 unterstreicht die Kommission 
darüber hinaus, dass ihre BeamtInnen 
und Bediensteten alle unter das Berufs-
geheimnis fallenden Auskünfte geheim 
zu halten haben. Darüber hinaus achtet 
die Kommission auch den Schutz per-
sonenbezogener Daten.

Die BAK weist darauf hin, dass die 
Kommission seit vielen Jahren Informa-
tionen im Rahmen der Wettbewerbspo-
litik sowie gemäß dem Beihilfenrecht 
einfordern kann. Auch in diesem Be-
reich gelangt die Kommission an sen-
sible Daten. Fälle, in denen vertrauliche 
Informationen an Dritte gelangt wären, 
sind bis dato nicht bekannt. 

Artikel 9 definiert die Möglichkeit Geld-
bußen oder Zwangsgelder zu verhän-
gen, wenn die Angaben unrichtig, ir-
reführend oder unvollständig sind bzw 
nicht innerhalb der gesetzten Frist über-
mittelt werden. Um Bußgelder verhän-
gen zu können, ist jedoch ein eigener 
Beschluss der Kommission nötig. Die 
maximal mögliche Höhe der Geldbuße 
bei vorsätzlich oder grob fahrlässig ge-
machten unrichtigen, unvollständigen 
oder irreführenden Angaben in Höhe 
von 1 % des Gesamtumsatzes im vor-
angegangenen Geschäftsjahr erscheint 
für die BAK moderat. Dasselbe gilt für 
die Zwangsgelder in Höhe von bis zu 5 
%, die ausgesprochen werden können, 
wenn die geforderten Angaben nicht 
fristgerecht übermittelt werden. 
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Die BAK sieht in dem Verordnungsvor-
schlag eine begrüßenswerte Initiative, 
die bei der Überprüfung der Einhaltung 
der Binnenmarktregeln eine unterstüt-
zende Rolle einnimmt. Das neue In-
strument soll nur dann zur Anwendung 
kommen, wenn andere Möglichkei-
ten zur Informationsgewinnung nicht 
erfolgreich waren. Aus Sicht der BAK 
muss im Verordnungstext aber
explizit hervorgehoben werden, dass 
sich die Überprüfung auf alle Aspekte 
des Binnenmarktes wie beispielsweise 
auf Wettbewerbsverzerrung aufgrund 
von Lohn- und Sozialdumping be-
zieht.
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Für weitere Fragen stehen Ihnen gerne 

Frank Ey
T: +43 (0) 1 501 651 2768
frank.ey@akwien.at

sowie

Amir Ghoreishi
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54  
amir.ghoreishi@akeuropa.eu

zur Verfügung.

Österreichische Bundesarbeitskammer
Prinz-Eugen-Straße 20-22
1040 Wien, Österreich 
T +43 (0) 1 501 65-0

AK EUROPA
Ständige Vertretung Österreichs bei der EU
Avenue de Cortenbergh 30
1040 Brüssel, Belgien
T +32 (0) 2 230 62 54
F +32 (0) 2 230 29 73
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